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Guantanamo Erlaß

Und willst du nicht mein Bruder sein,

fahr ich dich in Guantana ein.

Behelfs des frisch unterschriebenen Erlasses, unter anderem begründet
mit den Ereignissen vom 11. September 2001, das von seinem Vorgänger
Barack Obama sukzessiv verkleinerte und in Frage gestellte Folter- und
Übergriffsgefängnis Guantanamo Bay auf Kuba aufrecht zu erhalten,
bekennt sich der seit einem Jahr im Amt befindliche Donald Trump zu
dem auf Atombombenüberlegenheit und technisch-militärische
Bevorteilung gestützten Anspruch der Vereinigten Staaten von Amerika,
fortgesetzt dem Rest der Welt seinen Willen gegebenenfalls aufzwingen
zu können.

Mit seiner "America First"-Kampagne hat Donald Trump zu diesem Thema,
verknüpft mit seinem rauschenden Wahlerfolg, sein erstes und
sinnträchtigstes Eisen eingeschlagen und damit begonnen, die Karten
neu zu mischen in einem uralten Spiel. In einem Spiel, dessen einzige
Regeln es begünstigen, unter anderem den Eindruck aufrecht zu
erhalten, es gäbe andere nennenswerte Gefahren für die Vermögenden,
die Herrschenden und die Nutznießer der allgemein durch Gewalt und
Raub zusammengetragenen und künstlich legalisierten Besitzverhältnisse
sowie für den Staat und die Gesellschaft als diejenigen, durch den
Zorn und das Aufbegehren von den auf diese Weise bestohlenen und
geknechteten Mehrheiten plötzlich oder auch nach und nach vom Thron
gefegt zu werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. Februar 2018
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MUMIA/869: Free Mumia - Rundbrief Februar 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Februar 2018



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal und aus der länderübergreifend vernetzten
Solidaritätsbewegung. Zuerst eine schlimme Nachricht: Mumia ist trotz
erfolgter Hepatitis-C Behandlung erneut krank. Wie berichtet, hatte er
aufgrund der langen Behandlungsverzögerung durch die Gefängnisbehörde
von Pennsylvania eine Leberzirrhose erlitten und seit Jahren anhaltenden
Hautbeschwerden, die in jüngerer Vergangenheit (erneut) zu schweren
Blutungen, offenen Wunden und starken Schmerzen geführt haben. Mumia
wird dabei nicht einmal vom Anstaltsarzt der privaten Firma Correct Care
Solutions untersucht. Dieser hatte ihn lediglich telefonisch nach seinen
Symptomen befragt und Bestrahlungen sowie ein in seiner Wirkung
umstrittenes Medikament verordnet. Beide Massnahmen haben Mumia keine
Erleichterung bringen können. Im Gegenteil: er hat Anfang Januar so
starke Schmerzen, dass er mehrere Tage am Stück nicht schlafen konnte.
Nun fordert er eine externe medizinische Untersuchung und Behandlung.

Dabei können wir ihn alle unterstützen, indem wir die zuständigen
Behörden in Pennsylvania anrufen:


	SCI Mahanoy Superintendent 
 Theresa DelBalso: 001 570-773-2158

	PA Secretary of Corrections 
 John E. Wetzel: 001 - 717-728-4109

	PA Dpt of Health Acting Secretary 
 Dr. Rachel Levine: 001 - 717-787-9857



Ein möglicher englischer Mustersatz: "I demand that Mumia Abu-Jamal (#AM
8335) will be taken to an independent medical facility, such as
Geisinger Hospital, which has the expertise to provide thorough hands-on
diagnostic evaluation and offer supervised patient care."

Die Kernöffnungszeiten aller drei Behörden liegen zwischen 9 und 16 Uhr
Ortszeit. Durch die sechsstündige Zeitverschiebung heißt das für uns 15
- 21 Uhr Mitteleuropäischer Zeit. Es gibt auch eine 1-seitige
Flyer-Kopiervorlage mit allen behördlichen Nummern in Pennsylvania, um
die externe medizinische Untersuchung und Behandlung von Mumia Abu-Jamal
zu verlangen. Bitte druckt diese Vorlage aus, kopiert sie und verteilt
sie öffentlich weiter:

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#mumiasgesundheitkopiervorlagejan18

Auf der juristischen Ebene lief es in den vergangenen Wochen allerdings
etwas besser für den afroamerikanischen Journalisten. Am 17. Januar 2018
gab es in dem vollbesetzten Bezirksgerichtssaal von Philadelphia eine
Anhörung über die Frage, warum die Staatsanwaltschaft von Philadelphia
Mumias Akten nicht, wie schon seit einem halben Jahr beauflagt,
übergeben hat. Speziell ein staatsanwaltliches Memorandum aus dem Jahr
1990 wird als wichtig angesehen, um die Rolle des früheren
Stellvertretenden Bezirksstaatsanwaltes Ron Castile in Mumias Fall
beurteilten zu können, der 1994 als Berufungsrichter Mumias
Revisionsantrag abwies. Castile hatte in inzwischen 18 bekannten Fällen
als Staatsanwalt sowohl bei der Anklage und Verurteilung von Gefangenen
mitgewirkt, als auch in seiner späteren Funktion als Berufungsrichter
über deren Verfahren geurteilt. 2016 hatte der US Supreme Court in dem
Fall "Williams gegen Pennsylvania" entschieden, dass dies einen
Interessenskonflikt darstellt und ein komplett neues Verfahren angeordnet.

Der neu amtierende Bezirksstaatsanwalt Larry Krassner erschien am 17.
Januar zwar nicht selbst vor Gericht, hatte aber mehrere seiner
Mitarbeiter entsandt. Diese baten um "mehr Einarbeitungszeit", den sie
wollten bald "eine grundsätzliche Haltung" zu allen diesen Fällen, von
denen auch Mumia Abu-Jamal einer ist, veröffentlichen.

Aus einem Bericht von Noelle Hanrahan (Direktorin von Prison Radio):
"Der Richter wies den neuen Bezirksstaatsanwalt an, seiner Anordnung zu
folgen, "herauszufinden, was mit dem verschwundenen Memo geschehen ist,
indem er in dieser Hinsicht aktiv wird". Der Richter machte dazu auch
den Vorschlag, die Anklagebehörde könne dazu "den ehemaligen
stellvertretenden Bezirksstaatsanwalt vernehmen, um die Antwort zu
bekommen". Der Richter kündigte an, er werde für den 26. Februar 2018
eine Statuskonferenz einberufen, um sich im Einzelnen über die
Bemühungen der Behörde aufklären zu lassen. "Ich möchte nicht in zwei
Monaten eine weitere Anhörung haben, bei der sich nichts geändert hat.
Diese Fragen müssen beantwortet werden."

Die nächste öffentliche Gerichtsverhandlung ist für den 27. März 2018
angesetzt. Vor dem Gericht fand gleichzeitig eine Kundgebung für Mumias
Freilassung statt. Bilder und weitere Informationen zu dem Gerichtstag
befinden sich hier: 

http://freiheit-fuer-mumia.de/#courtwhathappendincourt1d

Derzeit verändert sich die Staatsanwaltschaft in Philadelphia. Der neue
Amtsinhaber Larry Krassner hat über 30 ehemalige Mitarbeiter entlassen
und vor kurzem neue Mitarbeiter*innen vorgestellt, die von verschiedenen
Hintergründen kommend "neue Ideen" in die Arbeit der Ankläger*innen
tragen sollen (New Philadelphia District Attorney Reveals First Round
Of Hires [1]. Philadelphias Black Lives Matter Vorsitzender Asa Khalif
hatte Krasner in dessen Wahlkampf unterstützt. Nun sagt er, dass er sich
drauf konzentrieren werde, Krasners Arbeit genau zu beobachten und ihn zur
Verantwortung zu nehmen: "It's time to pay up on the promises he ran
on," sagte Khalif zu Journalist*innen während einer Protestkundgebung
vor dem Büro der Staatsanwaltschaft.

Viele Leser*innen haben vermutlich auch von der Unterschriftenaktion
mitbekommen, die zwischen den Dezemberfeiertagen und Mitte Januar lief.
Wir möchten uns bei allen bedanken, die selbst Unterschriften für Mumia
gesammelt haben. Beeindruckt waren wir u.a. von einem Brief aus einem
dt. Jugendgefängnis, wo sich 11 Gefangene solidarisch mit Mumia gezeigt
haben und einen eigenen Brief an den Bezirksstaatsanwalt Krasner in
Philadelphia geschrieben haben, in dem sie die Übergabe der fraglichen
Akten sowie Mumias Freiheit forderten. Solidarität überwindet Mauern und
Grenzen!

In Florida begann am 15. Januar 2018 ein weitere Arbeitsstreik von
Gefangenen zur Abschaffung der Sklaverei in den USA [2]. Seit 2010 wehren
sich Gefangene gegen die Ausbeutung und Rechtlosigkeit, der sie in der
staatlich/privaten Profitgefängnissen unterliegen. Weitere Informationen
dazu weiter unten in der Rubrik "Solidarität mit Gefangenen".

Die US Bundesstaaten Texas, Ohio und Tennessee begannen das Jahr mit
Hinrichtungen bzw. mit Terminsetzungen. Speziell Texas und Ohio sind
noch immer offene Befürworter staatlichen Mordens an Gefangenen, obwohl
der us-weite Trend inzwischen in einen andere Richtung weist (siehe
weitere Informationen dazu weiter unten inder Rubrik "Abschaffung der
Todesstrafe - überall!").


Zum weiteren Inhalt:

1. Meldungen aus der Bewegung

2. Termine

3. Presse

4. Solidarität mit Gefangenen

5. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Meldungen aus der Bewegung

Bericht von der Mahnwache vor dem US-Konsulat in Frankfurt am
17.1.2018

http://freiheit-fuer-mumia.de/#mahnwacheffm170118

(Video) Introduction by Mumia Abu-Jamal: "MEET RAMONA AFRICA INSIDE THE
ACTIVISTS' STUDIO" (January 24, 2018)

https://moorbey.wordpress.com/2018/01/24/meet-ramona-africa-inside-the-activists-studio/

FREE MUMIA - video impressions from 2018 Rosa-Luxemburg-Conference feat.
Mumia Abu-Jamal (21.01.2018) 

https://youtu.be/WAFhW1188lM

Dt. Übersetzung von Mumias Rede, ein Radiobeitrag sowie weitere
Informationen von der Rosa-Luxemburg-Konferenz im Januar 2018 befinden
sich hier 

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/rlk2018.htm

Neue Anhörung in Mumias Fall auf den 27. März 2018 angesetzt
(18.01.2017) 

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#courtwhathappendincourt1d


2. Termine

Do. 15. Februar 2018 - Berlin - Zilona Gora - T.O.N. 20:00 Uhr

Beim "Tresen ohne Namen" (T.O.N.) geht es heute um aktuelle
Entwicklungen rund um den kämpfenden Gefangenen Mumia Abu-Jamal aus den
USA. Einerseits gibt es derzeit erstaunliche juristische Entwicklungen,
die entscheidenden Einfluss auf seine Freilassung haben könnten.
Andererseits ist der 63 jährige Journalist noch immer schwer krank und
erhält von dem privaten Anbieter Correct Care Solutions im SCI Mahanoy
Gefängnis keine nennenswerte medizinische Versorgung. FREE MUMIA Berlin
informiert über den aktuellen Stand und bietet
Unterstützungsmöglichkeiten für Interessierte an. Darüber hinaus können
wir gerne auch über weitere Gefangenenkämpfe und die Gefängnissituation
in den USA berichten. Weitere Informationen

http://mumia-hoerbuch.de/termine.htm

Zielona Gora - Grünbergerstr. 73, 10245 Berlin-Friedrichshain -
U5-Samariterstrasse

Samstag, 17. Februar 2018 - Frankfurt Am Main, US Generalkonsulat 18:00
- 19:00 - Mahnwache für die sofortige Freilassung der politischen
Langzeitgefangenen Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und Ana Belén Montes
US-Generalkonsulat, Giessener Str. 30, 60435, Frankfurt a.M.


3. Presse

(jW) Sklavenarbeit in Knästen - Seit Wochen streiken in Florida
Gefängnisinsassen. Behörden versuchen die Aktionen kleinzureden
(29.01.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/326241.sklavenarbeit-in-kn%C3%A4sten.html?sstr=Florida

(jW) Mumia Abu-Jamal muss weiter warten (19.01.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/325610.mumia-abu-jamal-muss-weiter-warten.html

(Philadelphia Tribune) Judge continues action filed by Mumia Abu-Jamal
(January 17, 2018)

http://www.phillytrib.com/news/judge-continues-action-filed-by-mumia-abu-jamal/article_34d76b64-7714-5158-bc77-8a7c1a698f3b.html

(CBS) Judge Continues Action Filed By Mumia Abu-Jamal Claiming Alleged
Judicial Bias (January 17, 2018)

http://philadelphia.cbslocal.com/2018/01/17/mumia-abu-jamal-court-case/

(jW) Mumia Abu-Jamal: Schwarzer Widerstand im 21. Jahrhundert
(15.01.2018) 

https://www.jungewelt.de/2018/01-15/index.php

(jW) Besuch bei Mumia (15.01.2018)

https://www.jungewelt.de/2018/01-15/index.php

(jW) Solidarität mit Mumia Abu-Jamal und Oury Jalloh (14.01.2018)

https://www.jungewelt.de/blogs/rlk2018/325815

(jW) Wieder Sorge um Mumia (8.01.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/324848.wieder-sorge-um-mumia.html


4. Solidarität mit Gefangenen

Florida prisoners launch strike against slave labor (January 16,
2018)

https://www.workers.org/2018/01/16/florida-prisoners-launch-strike-against-slave-labor/

(Incarcerated Workers Organizing Committee) Operation PUSH - Florida
Prison Strike on MLK Day (January 15, 2018)

https://www.youtube.com/watch?time_continue=200&v=ciJ6ziKHCn0

Über 150 Gefangene unterstützen Petition für Mitgliederversammlungen der
Gefangenen-Gewerkschaft GG/BO in der JVA Tonna (16.01.2018)

https://de.indymedia.org/node/17104

[Spain] Letter from Rodrigo Lanza from prison (15.01.2018)

https://de.indymedia.org/node/17051

(Sachsen-Anhalt) Brief von Andreas Krebs: Haftverlegung durch SEK und
Psychoterror (9.01.2018) 

https://de.indymedia.org/node/16820

(Spain) 12 years imprisonment for making songs and writing on Twitter
(3.01.2018) 

https://www.youtube.com/watch?v=yMlIFTBRdaw&feature=youtu.be

Silvester zum Knast - Gespräch über Berliner Demonstration
(2.01.2018)

http://www.freie-radios.net/86738

[Stuttgart] Silvesterdemo um die JVA-Stammheim (31.12.2017)

https://de.indymedia.org/node/16530

[HH] Transpi-Aktion: Soli für G20-Gefangene (30.12.2017)

https://de.indymedia.org/node/16478


5. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

Texas carries out first US execution of 2018 (January 19, 2018)

http://www.wsws.org/en/articles/2018/01/19/exec-j19.html

Executions set to resume in Tennessee: Three death row inmates scheduled
to die (January 18, 2018)

https://www.tennessean.com/story/news/crime/2018/01/18/executions-resume-tennessee-august-date-set-knox-county-murderer/1045502001/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Anmerkungen und Verweise:

[1] http://philadelphia.cbslocal.com/2018/01/10/new-philadelphia-district-attorney-reveals-first-round-of-hires/

[2] https://www.workers.org/2018/01/16/florida-prisoners-launch-strike-against-slave-labor/

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Februar 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2018 
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AUSSICHTEN/8176: Und morgen, den 4. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.02.2018 bis zum 05.02.2018 +++
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Wie gehabt

ungemütlich,

Jean-Luc schnappt

Frischluft schnütlich.
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INTERVIEW/049: Irland - Den eigenen Schwerpunkt freihalten ...    Eoin O'Murchú im Gespräch (SB)


Interview mit dem politischen Kommentator Eoin O'Murchú am 8. Januar 2018 in Dublin



Eoin O'Murchú nimmt seit rund vierzig Jahren als Aktivist und
Kommentator am politischen Leben Irlands teil. Er war lange Zeit
Leiter der Politikredaktion beim gälischen Dienst des staatlichen
Rundfunksenders RTÉ. Als Mitglied der kommunistischen Partei Irlands
hat er früher deren Zeitung, The Irish Socialist, redigiert. Seit
seiner Pensionierung schreibt O'Murchú regelmäßig Beiträge für die
gälische Zeitung Tuairisc.ie sowie für das Presseorgan Sinn Féins, An
Phoblacht (Die Republik), und tritt häufig als Gast bei Diskussionen
in Radio und Fernsehen auf. Am 8. Januar traf der Schattenblick im
Westdubliner Stadtteil Clondalkin mit O'Murchú zusammen, um ihn über
seine Ansichten zum Thema Brexit zu befragen.




[image: Eoin O'Murchú im Porträt - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Eoin O'Murchú

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick: 1972 gehörten Sie, Herr O'Murchú, zu denjenigen
politischen Stimmen, die sich gegen den Beitritt Irlands zur damaligen
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft aussprachen. Wie fällt Ihr Urteil
45 Jahre danach über die Mitgliedschaft in der Europäischen Union aus?
Hat sie Irland mehr geschadet als genutzt?

Eoin O'Murchú: Meine Ablehnung richtete sich nicht gegen das, was
damals vordergründig als Angebot im Raum stand, nämlich die
Beteiligung an einer Wirtschaftsgemeinschaft unabhängiger
Nationalstaaten, sondern gegen den bereits erkennbaren langfristigen
Plan zur Verwandlung und zum Ausbau der Europäischen Union hin zu
einem föderalen Superstaat, in dem die einzelnen Mitgliedsländer auf
einen Status vergleichbar dem der einzelnen Gliedstaaten der USA
reduziert werden. Das war damals absehbar, und die Entwicklung hat
sich seitdem bis heute - siehe Schengen-Abkommen, Euro-Einführung und
die jüngsten Vorschläge des neuen französischen Präsidenten Emmanuel
Macron bezüglich der Steuerharmonisierung - kontinuierlich in diese
Richtung fortgesetzt. Große Unterstützung erhält Macron mit seinen
Zentralisierungsplänen für die EU aktuell vom Vorsitzenden der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Martin Schulz, der gerade
mit Bundeskanzlerin Angela Merkel über eine Fortsetzung der großen
Koalition mit der Christlich-Demokratischen Union in Berlin
verhandelt.

Vor diesem Hintergrund glaube ich nicht, daß ich mit meiner damaligen
Ablehnung des Beitritts Irlands zur EWG falsch lag. In Norwegen hat
eine Mehrheit der Bürger zweimal, 1972 und 1994, gegen den Beitritt
zur EWG bzw. zur EU votiert, und das Land hat nicht sonderlich
darunter gelitten. Im Gegenteil gilt Norwegen - zugegeben, nicht
zuletzt wegen seiner Ölreserven - heute als einer der reichsten
Industriestaaten, seine Bürger genießen den höchsten Lebensstandard
weltweit. Was Irland betrifft, so haben wir zweifellos seit 1973 viel
Geld von der EU insbesondere im Bereich der Agrarsubventionen
erhalten. Gleichwohl kommt man rückblickend nicht um die Feststellung
herum, daß es vor allem die irischen Großbauern waren, die von den
EU-Subventionen profitiert haben. Die Zahlungen aus Brüssel haben
weder die Auswanderung noch die Landflucht zum Erliegen gebracht. Im
Gegenteil haben sie die Verdrängung der kleinen Bauernhöfe durch die
Großbetriebe und die Agrarkonzerne beflügelt.

Bereits Anfang der sechziger Jahre hatte der damalige Agrarkommissar
der EWG, Sicco Mansholt, das Ziel der Beseitigung des Kleinbauerntums
zugunsten angeblich produktiverer mittlerer und größerer Betriebe
ausgewiesen. Auch wenn der Verdrängungsprozeß viel länger vonstatten
geht, als ursprünglich anvisiert, haben die Ziele des umstrittenen
Mansholt-Plans bis heute ihre Gültigkeit behalten. In Irland hätte die
Umsetzung des Mansholt-Plans eine Reduzierung der Anzahl bäuerlicher
Betriebe von rund 200.000 Anfang der siebziger Jahre auf 30.000 mit
sich gebracht. Doch ein solch drastischer Schnitt war weder in der
Republik Irland noch irgendwo sonst in der EWG politisch möglich.
Heute gibt es rund 100.000 bäuerliche Betriebe in der Republik Irland,
ihre Zahl hat sich also seit dem Beitritt zur EWG praktisch halbiert.

Darüber hinaus hat Irland eine Menge Geld von der EWG bzw. der EU zum
Ausbau der Infrastruktur, darunter zur Modernisierung des
Straßennetzes, erhalten. Ende der sechziger Jahre waren viele Straßen
in Irland, vor allem in den ländlichen Gebieten, auf vorindustriellem
Niveau. Heute läßt sich über Autobahnen und moderne Landstraßen jede
Ecke in Irland schnell und sicher erreichen. Also ist die
Mitgliedschaft Irlands in der EU mit Sicherheit nicht nur ein Nachteil
gewesen. Die positiven Aspekte dürfen nicht gering geschätzt oder
einfach abgetan werden.

Der wichtigste Aspekt der EU-Mitgliedschaft für Irland ist meines
Erachtens die außen- und handelspolitische Neuausrichtung gewesen.
Durch den Ausbau des Handels mit den europäischen Festlandsstaaten
haben wir uns von unserer ständigen Fokussierung auf Großbritannien
befreien können. Zwar ist Großbritannien heute noch der wichtigste
Handelspartner Irlands, aber längst nicht mehr so dominierend, wie es
in den 52 Jahren nach Erlangung der Unabhängigkeit 1921 der Fall
gewesen ist. Durch die gleichberechtigte Mitgliedschaft in allen
EU-Gremien sind die Iren selbstbewußter geworden. Außenpolitisch ist
Dublin aus dem Schatten Londons getreten und verfolgt auf der
europäischen Bühne und darüber hinaus - siehe die wachsenden
Wirtschaftsbeziehungen Irlands zu den USA und China - seine eigenen
Interessen.

Der nachvollziehbare Wunsch der irischen Politik, sich von der
wirtschaftlichen Abhängigkeit vom großen Nachbarn Großbritannien so
weit wie möglich zu befreien, hat Dublin aber vielleicht zu seinem
größten finanz- und wirtschaftspolitischen Fehler veranlaßt. Ich
spreche hier vom Beitritt Irlands zum Euro im Jahre 1995. Das war
unnötig und unklug, denn andere EU-Staaten wie Dänemark und Schweden
und nicht zuletzt Großbritannien haben ihre Landeswährungen behalten.
Durch den Euro-Beitritt hat Irland eines der wichtigsten Instrumente
zur Steuerung der eigenen Volkswirtschaft, den Wert und die Menge
seiner Währung zu bestimmen und gemäß der laufenden Entwicklung zu
justieren, aus der Hand gegeben. Dies sollte sich fatal rächen, als
die Niedrigzinspolitik, welche die Europäische Zentralbank in den
nuller Jahren verfolgte, um die Konjunktur in Deutschland anzukurbeln,
zu einer gigantischen Immobilienblase in Irland - und übrigens auch in
Spanien - führte. Unter den Folgen des Platzens dieser Blase leidet
Irland bis heute. Noch für Jahrzehnte werden die Milliardenschulden,
die der irische Staat zur Rettung seiner pleite gegangenen Banken auf
sich genommen hat, zu begleichen sein.

Wenn demnächst unter der Federführung von Macron, Schulz und Merkel
Deutschland und Frankreich eine weitere Stärkung der EU-Institutionen
zuungunsten der kleineren Staaten eingeleitet wird, kann das erneute
Nachteile für Irland mit sich bringen. Außerdem wird Irland der
Hauptleidtragende sein, sollten London und Brüssel keine
Kompromißlösung in der Brexit-Frage finden, denn der Handel mit
Großbritannien nimmt für Irland einen weit größeren Stellenwert als
für jeden anderen EU-Staat ein. Von daher wäre es mir persönlich
lieber, Irland hätte einen Status vergleichbar dem Norwegens. Dann
wären wir in Binnenmarkt und Zollunion, könnten umfassend Handel mit
der EU treiben, hätten jedoch größere Eigenständigkeit in der Außen-
und Finanzpolitik. Der Ausbau der militärischen Zusammenarbeit im
Rahmen der Permanent Structured Cooperation, auch Pesco genannt, der
Ende letzten Jahres beschlossen wurde und an dem sich Dublin
beteiligen will, macht mir große Sorgen. Hier entsteht ganz klar eine
EU-Armee unter deutscher und französischer Führung. Die Teilhabe an
Pesco läuft auf die Preisgabe der militärischen Neutralität hinaus,
die seit der Unabhängigkeit von Großbritannien zum stolzen
Erkennungsmerkmal Irlands gehörte.

SB: Darauf würde ich gern später zu sprechen kommen. Vorher noch
einige anderen Fragen. Nach Ansicht der meisten politischen Beobachter
war das Ergebnis des Brexit-Referendums in Großbritannien, die knappe
Mehrheit für den Austritt aus der EU, in allererster Linie eine
Protestwahl gegen die herrschende Politelite in London und Brüssel.
Wenn dem so ist, wie kann man dann die Tatsache erklären, daß die
Befürworter eines harten Brexits, das heißt eines Austritts aus
Binnenmarkt und Zollunion, für den es nach allen Umfragen weder im
Parlament noch bei der Bevölkerung eine Mehrheit gibt, nach wie vor
die Politik Großbritanniens bestimmen? Die Verfechter diesen Kurses,
Leute wie Außenminister Boris Johnson und Umweltminister Michael Gove,
stellen bestenfalls die Hälfte aller Abgeordneten der konservativen
Minderheitsregierung; warum tanzen trotzdem alle nach ihrer Pfeife?
Premierministerin Theresa May war vor dem Referendum für den Verbleib
in der EU. Seit ihrer Wahl zur Partei- und Regierungschefin hat sie
sich zum Brexiteer ersten Ranges entwickelt. Haben Sie vielleicht eine
Erklärung für die erstaunliche Durchsetzungsfähigkeit der britischen
Euroskeptiker?

EO'M: Zunächst einmal müssen wir anerkennen, daß sich Großbritanniens
Politiker, sei es Regierungschefin May oder Oppositionsführer Jeremy
Corbyn von den Sozialdemokraten, bemühen, die Mehrheitsentscheidung
für den Brexit in die Tat umzusetzen. Es hat in Irland in den
vergangenen Jahren mehrere Plebiszite gegeben, in denen eine Mehrheit
der Bürger gegen die Annahme des einen oder anderen EU-Abkommens
votiert hat, woraufhin die Regierung einige Monate später neu
abstimmen ließ, um das von ihr und Brüssel erwünschte Ergebnis doch
noch hinzubekommen. Was immer man vom Ergebnis des Brexit-Referendums
halten mag, die Tatsache, daß die Entscheidung der Mehrheit
respektiert wird, zeugt zu allererst vom demokratischen Verständnis
der britischen Politik und soll meines Erachtens gewürdigt werden.

Das Brexit-Votum, 52% dafür und 48% dagegen, hat schwerwiegende
verfassungstechnische Fragen für das Vereinigte Königreich
aufgeworfen. In allererster Linie steht die Frage im Raum, ob die
Mehrheit für den Brexit in England Schottland und Nordirland zwingen
darf, ebenfalls die EU zu verlassen. Schließlich hat fast eine
Zweidrittelmehrheit der Schotten - 62% - für den Verbleib in der EU
votiert. In Nordirland war das Ergebnis nicht so eindeutig, doch
immerhin fiel die Mehrheit dort mit 56% für den Verbleib höher als in
England diejenige für den Austritt - 53% - aus.

Unabhängig davon, wie und ob der Brexit umgesetzt wird, stellt das
Votum in Großbritannien die Bemühungen um eine Stärkung der
zentralisierenden Tendenzen innerhalb der EU in Richtung eines
föderalen Superstaats in Frage und bietet uns in Irland die
Gelegenheit, uns grundlegende Gedanken über unsere Beziehungen zur EU
und wie wir sie künftig gestalten wollen zu machen. Derzeit tun die
Politiker in Dublin so, als stünde das Verhältnis zu Brüssel über
allem, als müßten die Iren eine Gegenposition zu Großbritannien
beziehen und sich weiterhin in der Rolle des EU-Musterschülers
profilieren. Doch die Beziehungen zwischen Irland und Großbritannien
sind zu wichtig, als daß wir sie zugunsten irgendwelcher Aussichten
innerhalb der EU aufs Spiel setzen sollten. Wir sind schließlich eine
kleine Insel und unser nächster Nachbar ist Großbritannien, nicht
Frankreich, Deutschland oder Spanien. Die anderen EU-Staaten werden
bei den Brexit-Verhandlungen ihre jeweiligen Interessen verfolgen und
nur bedingt Rücksicht auf die Befindlichkeiten Irlands nehmen. Dublin
darf die berühmte Maxime Napoleons, Geographie ist Schicksal, nicht
außer acht lassen.

SB: Aber was sagen Sie zu den Brexit-Verfechtern in Großbritannien,
die bisherige Standards in der Arbeits-, Sozial- und
Umweltgesetzgebung über Bord werfen, die Rolle des Staats auf ein
Minimum und das Volksvermögen einschließlich des staatlichen
Gesundheitssystems privatisieren wollen? Das kann man doch keineswegs
begrüßen, oder?

EO'M: Absolut nicht. Aber man darf sich nichts vormachen; die
neoliberale Wirtschaftsideologie treibt auch in der EU, nicht zuletzt
in der Lobbyisten-Hauptstadt Brüssel, ihr Unwesen, wenn auch nicht so
ungeniert wie in Großbritannien. Diese menschenfeindliche Ideologie
bildet sogar die Grundlage mehrerer EU-Abkommen, allen voran des
Vertrags von Lissabon 2009 und des Europäischen Fiskalpakts von 2012.
Einer der Hauptgründe meiner kritischen Haltung der EU gegenüber ist
die Tatsache, daß es diese beiden Verträge den Mitgliedsstaaten und
damit deren Bürgern ausdrücklich verbieten, ein sozialistisches
Wirtschaftssystem einzuführen. Das ist doch antidemokratisch.

Ich stimme Ihnen zu, daß die Brexiteers bei den britischen
Konservativen extreme Verfechter der neoliberalen Wirtschaftslehre
sind, die alles Staatliche privatisieren wollen, um das Volksvermögen
vollends der reichen Oberschicht zuzuschanzen. Doch gegen sie zu sein
oder ihnen nicht über den Weg zu trauen, heißt noch lange nicht, daß
sich Irland der EU an den Hals werfen darf. Nein, Irland sollte
anstreben, gleichwertig gute partnerschaftliche Beziehungen zu
Großbritannien und den anderen EU-Mitgliedsstaaten zu pflegen, ohne
jeweils von der einen oder anderen Seite vereinnahmt zu werden.

Aktuell heißt es in Politik und Medien Irlands, wir müssen uns hinter
die EU stellen, da deren Diplomaten in Brüssel die Brexit-
Verhandlungen mit London führen. Nun, in gewissem Sinne stimmt das
schon. Aber man darf nicht vergessen, daß die EU-Experten im Namen
aller 27 verbliebenen EU-Staaten verhandeln. Ihre Aufgabe besteht
darin, die Interessen der EU, angefangen bei deren Institutionen,
danach die der größten Mitgliedsstaaten wie Deutschland und Frankreich
und erst sehr viel später die der kleinen Mitgliedsländern wie Irland
durchzusetzen. Sollte es zum Beispiel dazu kommen, daß sich Brüssel
und London auf keinen sanften Brexit einigen, habe ich nicht die
geringsten Zweifel, daß die EU auf die Aufrechterhaltung der
Bedingungen des Binnenmarkts, darunter die Reise- und
Niederlassungsfreiheit, pochen wird, selbst wenn dies die Errichtung
von Zollkontrollpunkten zwischen der Republik Irland und Nordirland
mit massiven Schäden für die Wirtschaft auf der Insel als ganzes nach
sich zieht. Inzwischen haben vereinzelte Kommentatoren zum Beispiel
bei der Irish Times den Verdacht geäußert, daß die starke
Unterstützung, welche Irland zuletzt seitens wichtiger EU-Vertreter
bei den Brexit-Verhandlungen wie Chefunterhändler Michel Barnier und
Ratspräsident Donald Tusk erfahren hat, weniger auf echte
Verbundenheit und Solidarität, sondern vor allem darauf zurückzuführen
ist, daß die EU mittels der Frage der irischen Grenze Großbritannien
zu Zugeständnissen zwingen kann.

Bisher haben es die britischen Sozialdemokraten trotz entsprechender
Aufrufe ihres früheren Vorsitzenden Tony Blair und des ehemaligen
EU-Wirtschaftskommissars Peter Mandelson tunlichst vermieden, sich für
ein zweites Brexit-Votum stark zu machen. Das hat seinen guten Grund.
Sehr viele Wähler in den traditionellen Labour-Hochburgen in den
deindustrialisierten Teilen Englands, vor allem in der Mitte und im
Norden, haben für Brexit gestimmt. Die neue linksorientierte
Labour-Führung um Jeremy Corbyn und Schatten-Finanzminister John
McDonnell hat bereits angekündigt, im Fall eines Sieges bei den
nächsten Unterhauswahlen die großen Privatisierungen der letzten
vierzig Jahre, darunter bei der Eisenbahn, Post und Wasserversorgung,
unter die Lupe zu nehmen und wo nötig, diese Bereich wieder zu
verstaatlichen. Ein solches Reformvorhaben verstieße gegen die
Maßgaben der EU, wonach sich der Staat weitgehend aus der Wirtschaft
heraushalten und sie den Großkonzernen überlassen soll.

In Irland ist es in den letzten Jahren zu massiven Protesten gegen die
Einführung von Wassergebühren gekommen. Im allgemein gilt die Gründung
des nationalen Versorgungsunternehmens Irish Water als wichtiger
Schritt in Richtung eventueller Privatisierung der Wasserversorgung -
und das um so mehr, je häufiger die Regierung in Dublin eine solche
Absicht bestreitet. Dieses Großprojekt, das von einer großen Mehrheit
der irischen Bevölkerung abgelehnt wird, steht im Zusammenhang mit den
erklärten Plänen der EU, die öffentlichen Versorgungsunternehmen in
ganz Europa der öffentlichen Hand zu entreißen und sie privaten
Unternehmen zu überantworten - angeblich weil dies wirtschaftlich
effektiver sei, was natürlich Quatsch ist.

SB: In Deutschland hat es in den letzten Jahren eine ganze Welle der
Rekommunalisierung von Wasserversorgungsunternehmen gegeben.

EO'M: Das hat man in Irland auch mitbekommen und es hat die Proteste
gegen die Einführung von Wassergebühren beflügelt. Ich denke, daß
Jeremy Corbyn in Großbritannien den Brexit deshalb nicht rückgängig zu
machen versucht, weil er hofft, irgendwann als Premierminister
außerhalb der EU einen ausgewogeneren und gerechteren Kurs in der
Sozial- und Wirtschaftspolitik verfolgen zu können. Wenn das sein
Kalkül ist, kann ich es nachvollziehen. Als Nicht-Mitgliedsland der
Eurozone können die Briten bereits jetzt die Höhe ihres
Haushaltsdefizits selbst bestimmen. Die Länder in der Eurozone müssen
sich dagegen an die strikten Vorgaben des Europäischen Fiskalpakts
halten, was nicht immer zum Vorteil für den einen oder anderen Staat
ist.

Die EU-Kommission und die Europäische Zentralbank waren neben dem
Internationalen Währungsfonds als Mitgliedsinstitutionen der
sogenannten Troika auch diejenigen, die Irland zwangen, die Schulden
seiner Pleitebanken im vollen Umfang zu übernehmen mit dem Argument,
sonst brächte das Bankensystem der EU, womöglich der Welt, zusammen.
Die Kosten dieser Rettungsaktion für die Finanzjongleure und
Risikoinvestoren - rund 80 Milliarden Euro - werden die irischen
Steuerzahler lange abzutragen haben. Gleichzeitig verlangt die EZB die
Einhaltung der Maastricht-Kriterien, was dem irischen Staat drastische
Kürzungen seiner Ausgaben in den Bereichen Bildung, Gesundheit und
Soziales aufzwingt. Der einfache Mann auf der Straße mußte die
Schulden der Zockermilliardäre übernehmen - das war die Lösung der EU
für die Finanzkrise nicht nur in Irland, sondern ebenso in Spanien und
Griechenland.

SB: Nach allen Medienberichten ist es der Vertreter der USA, Timothy
Geithner, gewesen, der 2010 auf einem Treffen der G20-Finanzminister
in Seoul sein Veto dagegen einlegte, daß die Anleihegläubiger der
irischen Banken die Hälfte von deren Verlusten übernehmen sollten.
Selbst der damalige britische Schatzmeister George Osborne, die
EU-Kommission und der IWF sollen dieser Idee wohlwollend
gegenübergestanden sein, konnten sich jedoch gegen die Regierung
Barack Obamas und die EZB nicht durchsetzen.

EO'M: Stimmt. Alle Beteiligten wußten, daß es vollkommen ungerecht war,
diese enormen Schulden dem irischen Steuerzahler aufzubürden, und
dennoch wurde es gemacht. Da spielte das Wohlergehen Irlands und
seiner Menschen plötzlich keine Rolle. Die Bilanzen der großen
internationalen Geldinstitute gingen vor. Die irische Regierung wurde
vor vollendete Tatsachen gestellt und mußte die ihr aufoktroyierten
Bedingungen erfüllen - was sie auch bis heute brav tut.
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SB: Was meinen Sie, wie die Regierung Irlands die Brexit-Krise
meistert? Macht sie ihre Sache gut? Vor Weihnachten kam es zu
erheblichen Spannungen zwischen Dublin auf der einen Seite und der
konservativen Regierung in London sowie die Führung der
protestantischen Democratic Unionist Party (DUP) in Belfast auf der
anderen. Was sagen Sie dazu?

EO'M: Es kommt natürlich auf die Erwartungen an. Die irische Regierung
befindet sich in einer schwierigen Situation, das wissen alle. Nach
allen Umfragen ist eine große Mehrheit der Iren mit der Art und Weise,
wie die irische Regierung ihre diplomatischen Karten bislang
ausgespielt hat, recht zufrieden. Sie hat sich weder von den
Brexiteers in London noch durch Provokationen seitens der DUP ins
Bockshorn jagen lassen, sondern ist sachlich und ruhig geblieben,
während sie eisern an der eigenen Forderung, daß es zu keiner festen
Grenze zwischen Nord- und Südirland kommen darf, festhält. Die irische
Regierung hat Standhaftigkeit gegenüber Großbritannien und
diplomatisches Geschick, indem sie alle anderen Noch-EU-Staaten zu
einer solidarischen Haltung in der Grenzfrage bewegte, demonstriert.
Die irischen Wähler sind von daher mit dem bisherigen Verlauf der
Verhandlungen zufrieden - zu Recht, wie ich meine.

Die irische Regierung, allen voran Premierminister Leo Varadkar,
dessen Vorgänger Enda Kenny, sowie Außenminister Simon Coveney, haben
also ihre Sache bislang gut gemacht. Das Problem ist jedoch, daß die
EU die Verhandlungen führt und wir erst am Ende herausfinden werden,
ob die Interessen Irlands wirksam durchgesetzt oder vielleicht
zugunsten anderer Akteure geopfert werden, wie wir es schon einmal
während der Finanzkrise erlebt haben. Der Brexit stellt für die
Wirtschaft keines anderen Landes eine derartige Bedrohung dar wie für
die irische, doch die Iren haben die Verhandlungen darüber nicht
selbst in der Hand, sondern müssen sie anderen überlassen. Das ist die
Schwierigkeit, die ich in der aktuellen Konstellation sehe.

SB: Als Folge des Brexits ist in Irland die "nationale Frage", das
heißt die Wiedervereinigung von Nord und Süd, zum ersten Mal seit
längerem wieder in aller Munde. Was glauben Sie: Ist das nur eine
kurzfristige Erscheinung oder vielmehr ein Indiz dafür, daß der Trend
nach Überwindung der politischen Teilung der Insel inzwischen
unaufhaltsam geworden ist?

EO'M: In diesem Zusammenhang ist die demographische Entwicklung
entscheidend. Bereits jetzt ist absehbar, daß es in Nordirland
innerhalb der nächsten 20 Jahren nicht mehr wie bisher eine
protestantische Bevölkerungsmehrheit, sondern eine katholische geben
wird. Nordirland wurde jedoch 1921 nach Aussage seines Gründers James
Craig als "protestantischer Staat für ein protestantisches Volk"
geschaffen. In wenigen Jahren gilt also die Existenzberechtigung
Nordirlands und mit ihr die Begründung für die Teilung Irlands nicht
mehr, denn, wie wir alle wissen, wählen die nordirischen Katholiken
traditionell Parteien, die, wie Sinn Féin und die Social Democratic
Labour Party, die Wiedervereinigung mit der Republik ganz oben im
Programm stehen haben.

Vor diesem Hintergrund kann ich das Benehmen der unionistischen
Politiker wirklich nicht verstehen. Es müßte ihr Anliegen sein, so
viele Katholiken wie möglich für den Verbleib Nordirlands im
Vereinigten Königreich zu gewinnen. Doch durch ihre Weigerung, auf die
Forderungen von Sinn Féin nach Einführung der Ehe für alle sowie nach
Gleichstellung der gälischen Sprache einzugehen, mögen sie zwar die
eigene protestantische Wählerschaft befriedigen, langfristig erweisen
sie jedoch ihrem eigentlichen Ziel, der Aufrechterhaltung der Union
mit Großbritannien, einen Bärendienst, indem sie die katholische
Bevölkerung verschrecken.

Darüber hinaus machen sich die Unionisten mit ihren reaktionären
Ansichten in Großbritannien keine Freunde - wenn man von rechten
Kreisen der regierenden Tory Party absieht, versteht sich. Gute
Handelsbeziehungen mit der Republik Irland sind für die Briten
inzwischen wichtiger als das Festhalten an sechs von 32 Grafschaften
im irischen Nordosten. Dies erklärt die Bereitschaft Londons, über die
Möglichkeit der Verlegung der künftigen staatlichen Grenzkontrollen -
sollten sich diese am Ende der Brexit-Verhandlungen als erforderlich
erweisen - an die Flug- und Seehäfen zu sprechen - ein Vorschlag, der
im vergangenen Dezember die DUP-Führung in Rage versetzt hat.
Seltsamerweise scheinen die DUP-Vertreter nicht verstanden zu haben,
daß es die Wirtschaft Nordirlands wäre, die am meisten darunter zu
leiden hätte, sollten erneut an der Landgrenze zur Republik
Kontrollpunkte eingerichtet werden.

Der Brexit hat zwangsläufig die Frage der Teilung Irlands auf die
politische Agenda gesetzt, und meines Erachtens wird sie erst von dort
wieder verschwinden, wenn die Wiedervereinigung in die Wege geleitet
bzw. vollendet worden ist. Die Brexit-Diskussion hat allen
klargemacht, in welchem Ausmaß die Wirtschaft über die irische Grenze
hinweg inzwischen verflochten ist. Nehmen wir allein den Sektor
Milchwirtschaft: Die Bauernhöfe, Molkereibetriebe, Käse- und
Butterfabriken, Vermarktungsgesellschaften et cetera sind irlandweit
organisiert. Die bestehenden Produktionsketten auseinanderzureißen
hätte verheerende ökonomische Folgen besonders in ländlichen Gebieten.
Daran hat niemand Interesse - auch nicht unionistische Politiker,
deren Wähler sie dazu drängen, dafür zu sorgen, daß alles beim alten
bleibt.

Prominente Personen in Großbritannien mit wirtschaftlichem
Sachverstand wie Mervyn King, der ehemalige Chef der englischen
Zentralbank, und Vince Cable, der ehemalige Handelsminister in der
Regierung David Camerons und heutige Vorsitzende und Fraktionschef der
Liberaldemokraten im Unterhaus, haben sich deshalb ganz klar gegen die
Einführung von Grenzkontrollen in Irland ausgesprochen, weil sonst
Nordirland zu einer noch größeren Belastung für den britischen
Haushalt als ohnehin würde. Natürlich gibt es in England eine
lautstarke Gruppe, die den Untergang des British Empire nicht
verwunden hat und vom "Global Britain", befreit von den Fesseln der
EU, träumt. Colonel Blimps nennt man solche Leute abschätzig. Aber
diese werden sich am Ende nicht durchsetzen. Die Gemäßigten bei den
Konservativen, Corbyns Labour Party und die schottischen Nationalisten
unter der Führung von Nicola Sturgeon werden dafür sorgen, daß am Ende
ein sanfter Brexit dabei herauskommt. Davon bin ich überzeugt.

SB: In der Brexit-Frage verhält sich Sinn Féin recht opportunistisch.
Bei den vielen Volksbefragungen in der Republik der letzten Jahre hat
sie sich als euroskeptische Partei präsentiert, seit Großbritannien
aus der EU will, findet sie jedoch an den Brüsseler Institutionen
immer mehr Gefallen und verlangt, daß Nordirland unbedingt in
Binnenmarkt und Zollunion bleiben soll, selbst wenn die Briten dies
nicht wollen. Was sagen Sie dazu?

EO'M: Ich kenne viele Leute innerhalb von Sinn Féin, die von dem
aktuellen Kurs der Partei in der EU-Politik nicht gerade begeistert
sind, ihn jedoch als taktischen Schachzug begreifen. Die Briten haben
sich selbst mit dem Brexit-Votum in große Schwierigkeiten gebracht,
die es aus der Sicht Sinn Féins auszunutzen gilt. Man verfährt nach
dem alten republikanischen Sprichwort: "England's difficulty is
Ireland's opportunity". Gleichwohl gibt es einige Sinn-Féin-Politiker
wie Michelle O'Neill und Declan Kearney, die es mit ihrem Lob auf die
EU zu weit treiben. Die Führungsriege um den
Noch-Parteipräsidenten Gerry Adams wird sicherlich in den kommenden
Monaten differenziertere Akzente zu setzen wissen. Bezeichnend war die
Rede von Adams im Dubliner Parlament Ende letzten Jahres anläßlich des
Besuchs des EU-Brexit-Chefunterhändlers Barnier. Wenngleich sich Adams
bei Barnier für die Unterstützung Brüssels im Grenzstreit bedankte,
hat er doch gleichzeitig einige Punkte ganz klar genannt, wo die EU
nach Ansicht von Sinn Féin reformbedürftig in Richtung größerer
sozialer Gerechtigkeit ist.

Sinn Féin beobachtet die Unabhängigkeitsbestrebungen der Scottish
National Party in Schottland ganz genau, denn bricht dessen Union mit
England weg, stürzen gleichzeitig die wichtigsten Argumente gegen die
Wiedervereinigung Irlands in sich zusammen. Aus eigenen Kontakten weiß
ich, daß viele SNP-Wähler, die der EU gegenüber mißtrauisch sind,
dennoch beim Brexit-Referendum für den Verbleib votiert haben, um
Schottland in Gegenposition zu England zu bringen und die
Unabhängigkeitsdebatte wieder entfachen.

Ich war vor kurzem im Süden der nordirischen Grafschaft Armagh, die
einst wegen der Nähe zur Grenze als IRA-Hochburg und brandgefährliches
Pflaster für die britische Armee galt, und habe dort mit
Sinn-Féin-Mitgliedern gesprochen. Sie sind zu hundert Prozent gegen
die Errichtung von Grenz- und Zollkontrollen. Insgesamt vertritt Sinn
Féin die Linie, daß beide Teilen Irlands weiterhin denselben Status in
bezug auf die EU und die restliche Welt haben sollen und daß auf der
ganzen Insel die Einheitlichkeit der gesetzlichen Regeln beibehalten
wird. Auch wenn viele Sinn-Féin-Mitglieder besonders in der Republik
von den Lobliedern einiger ihrer Abgeordneten auf die EU nicht gerade
begeistert sind, so wissen sie, daß dies nur eine vorübergehende
Erscheinung ist, die aus taktischen Erwägungen resultiert.

SB: Sie haben kurz vor Weihnachten mit einem eigenen Zeitungsartikel
bei Tuairisc.ie etwas kritisch kommentiert, das von den meisten
irischen Medien weitgehend ignoriert bzw. in seiner Bedeutung nicht
angemessen gewürdigt wurde. Wenige Tage nach der Einigung zwischen
London, Dublin und Brüssel über die Aufnahme der nächsten Runde der
Brexit-Verhandlungen votierte das Dáils (Unterhaus) für eine
Beteiligung der Republik Irland an Pesco, nach Meinung der meisten
Experten die Vorstufe zu einer europäischen Armee. Sie vertraten die
Ansicht, es handele sich hier um eine Gegenleistung: Im Gegenzug für
die Unterstützung im Brexit-Streit mit Großbritannien habe Irland
seine Neutralität opfern müssen. Sehen Sie die Entwicklung wirklich so
drastisch?

EO'M: Nun, die zeitliche Nähe ist frappant und verbannt die Annahme, es
könnte sich um reinen Zufall handeln, ins Reich der Illusion. Ich
habe vor einigen Tagen einen Zeitungskommentar gelesen, in dem der
ehemalige Minister Barry Andrews von der Oppositonspartei Fianna Fáil
behauptete, daß Pesco die Neutralität Irlands in keiner Weise
kompromittiere. Offenbar hat Andrews ein anderes Verständnis von
Neutralität als die Staatsrechtler weltweit. Die Teilnahme an einer
multinationalen Streitmacht mit Truppen sowie bei der Planung von
Einsätzen außerhalb Europas gegen Gefahren, welche ehemalige
Kolonialmächte wie Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und
Portugal definieren, widerspricht der traditionellen militärischen
Neutralität Irlands vollkommen. Auch wenn Regierung und Opposition im
irischen Parlament es nicht wahrhaben wollen, tragen sie durch die
Beteiligung an Pesco Irlands Neutralität zu Grabe. Wer das Gegenteil
behauptet, macht sich meiner Meinung nach selbst und anderen etwas
vor.

Was die EU-Staaten im Rahmen der NATO bzw. unter eigener Regie durch
ihre Involvierung in den Kriegen in Afghanistan, in Syrien und im Irak
tun, ist nichts als der blanke Imperialismus. Sie mögen alle
erdenklichen Begründungen anführen wie Bekämpfung von Terrorismus oder
Stärkung der Demokratie, aber das ändert nichts an den Tatsachen. Sie
greifen nicht zum Wohle der Menschen militärisch in andere Staaten
ein, sondern weil sie strategische und wirtschaftliche Ziele
verfolgen.

In Libyen haben die NATO-Mächte beispielsweise 2011 Proteste gegen
Muammar Gaddhafi als Anlaß genutzt, das langjährige Regime zu stürzen.
Das Ergebnis ist ein gescheiterter Staat am Mittelmeer, der seitdem
ganz Nordafrika destabilisiert. In dem einst wohlhabendsten Land
Afrikas herrschen heute Mord und Totschlag; marodierende Banden
treiben ihr Unwesen; niemand ist sich seines Lebens sicher. An solchen
Interventionen, auch nicht an den angeblichen Bemühungen der
EU-Staaten, Nordafrika wieder zu stabilisieren, sollte sich Irland
militärisch beteiligen. Denn die laufenden Interventionen - siehe Mali
- tragen keineswegs zur Verbesserung der Lage für die einfachen
Menschen bei, sondern verschlechtern sie. Mit der Durchsetzung von
Menschenrechten hat das alles nichts zu tun. Macron, Schulz und
ihresgleichen wollen innerhalb der EU Strukturen schaffen, die es den
Europäern ermöglichen, auf Augenhöhe mit Amerikanern, Russen, Chinesen
und anderen im weltweiten Kampf um Ressourcen konkurrieren zu können.

SB: Halten Sie die EU für reformierbar im progressiven Sinne oder
sollte man sie gänzlich abschaffen?

EO'M: Theoretisch ist die EU reformierbar, aber praktisch ist jeder
solche Ansatz vor vornherein zum Scheitern verurteilt. Um die EU
grundsätzlich zu verändern, muß dies auf der Grundlage eines neuen
Abkommens, das die bisherigen aushebelt, geschehen. Ich sehe keine
Chance, daß Deutschland und Frankreich, die Hauptnutznießer der EU,
einem solchen Vorhaben zustimmen würden. Und ohne die Unterstützung
von Berlin und Paris wird es keinen Kurswechsel geben. Die
gegenteilige Entwicklung läßt sich aktuell beobachten. Statt die EU zu
reformieren, wollen Deutschland und Frankreich ihre Institutionen zu
Lasten der Einzelstaaten weiter stärken. Die Deutschen preschen nicht
so energisch wie Macron vor, weil sie natürlich befürchten, den
größten Teil der entstehenden Kosten bezahlen zu müssen.

Das Feilschen zwischen Berlin und Paris sollte jedoch von der
grundlegenden Übereinstimmung unter den politischen Eliten in
Deutschland und Frankreich nicht ablenken, daß sie die Stärkung der EU
weiter vorantreiben wollen. Wegen des Widerstands seitens der
kleineren Staaten schlagen die europäischen Vordenker eine EU der zwei
Geschwindigkeiten - mit Deutschland, Frankreich und den
Benelux-Ländern als Kern und allen anderen Staaten an der Peripherie -
vor. Dieses Modell könnte demnächst konkret zur Debatte stehen. Das
wäre vielleicht für Irland die Chance, sich für ein
Assoziierungsabkommen mit der EU nach Art Norwegens zu entscheiden.
Dann könnte man umfassend mit der EU zusammenarbeiten und Handel
treiben, ohne die Verantwortung für wichtige Elemente der staatlichen
Hoheit an die europäischen Institutionen zu übertragen.

SB: Was wird Ihrer Einschätzung nach am Ende der Verhandlungen
herauskommen, ein harter oder ein sanfter Brexit?

EO'M: Schwer zu sagen. Der Handel mit Großbritannien ist für deutsche
Unternehmen enorm wichtig, für französische nicht so sehr.
Großbritannien ist Deutschlands drittgrößter Handelspartner weltweit.
Deshalb wollen die deutschen Industrieverbände keine Handelshemmnisse,
keine Zollgebühren, keine Warenkontrollen et cetera. Doch bei der
EU-Kommission möchte man den Briten keinen leichten Ausstieg aus der
Europäischen Union ermöglichen, weil dies einen Nachahmereffekt haben
könnte. Deshalb wird sich die Kommission gegen einen sanften Brexit
sperren, obwohl er für Irland natürlich am günstigsten wäre. Meiner
Meinung nach wäre langfristig der sanfte Brexit der bessere Weg -
nicht nur für Großbritannien und Irland, sondern sogar für die EU.
Denn auf diese Weise könnten die Länder Europas jeweils in dem Umfang
zusammenarbeiten, der für sie am geeignetsten wäre.

SB: Danke sehr, Eoin O'Murchú, für dieses Interview.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8605: Aus aller Welt - 03.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Proteste in Helsinki gegen Sozialabbau

Mehrere tausend Finnen sind einem Protestaufruf der Gewerkschaften
gegen Einschnitte bei der Unterstützung für Erwerbslose gefolgt. Die
Kundgebung legte am Freitag große Teile des öffentlichen Verkehrs in
Helsinki lahm, der zudem durch starke Schneefälle behindert wurde.
Die finnischen Frachthäfen blieben geschlossen. U-Bahn und
Straßenbahn im Hauptstadtgebiet fuhren nicht. Der Protest richtet
sich gegen ein im Januar eingeführtes Aktivierungsmodell der
finnischen Regierung, das immer mehr Menschen in Arbeit bringen soll.
Wer nicht innerhalb von drei Monaten mindestens 18 Stunden lang
kleine Jobs angenommen oder fünf Tage in Fortbildungen verbracht hat,
dem wird die staatliche Arbeitslosenunterstützung gekürzt. Im
Dezember 2017 erreichte Finnland die höchste Beschäftigungsquote seit
27 Jahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8605: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Niedersachsens Polizei will Fußfesseln einsetzen

Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius (SPD) will die
Befugnisse der Polizei vergrößern. Einem Bericht des Spiegel-Magazins
zufolge sieht ein verschärftes Polizeigesetz auch das Anlegen von
Fußfesseln vor. Demnach sollen sogenannte Gefährder künftig mit einem
elektronischen Sender, der an einem Fußgelenk angebracht wird,
überwacht werden können. Das Gesetz soll noch in diesem Jahr
verabschiedet werden. Pistorius räumte ein, daß Fußfesseln im Zweifel
keinen Anschlag verhindern könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8601: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Pentagon will mehr kleine Atomwaffen

Die USA planen die Modernisierung und den Ausbau ihres
Atomwaffenarsenals. Wie aus einem Pentagon-Papier zur
US-Atomwaffendoktrin hervorgeht, sollen neue Nuklearwaffen von
kleinerer Größe entwickelt werden. Diese sollen den Einsatz von
Atomwaffen weniger wahrscheinlich machen und zugleich die
Abschreckung vor Angriffen vergrößern, erklärte US-Präsident Donald
Trump am Freitag. Kritiker der US-Strategie für den Ausbau der
sogenannten Mini-Nukes argumentieren, daß die leicht einsetzbare
Waffe die Gefahr eines Atomkriegs erhöhe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8603: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Riexinger enttäuscht von bisherigen Verhandlungsergebnissen

Nach Ansicht von Bernd Riexinger, dem Vorsitzenden der Linkspartei,
macht die SPD in den Koalitionsverhandlungen mit der Union zu viele
Kompromisse. Bei den Themen Zuwanderung und Arbeitsmarkt sei er von
den bisherigen Ergebnissen enttäuscht, sagte Riexinger im
Deutschlandfunk.

Union und SPD kamen am Samstagvormittag im Konrad-Adenauer-Haus zu
parteiinternen Beratungen zusammen. Neben der Arbeitsmarkt- und
Gesundheitspolitik gibt es auch größere Differenzen beim Thema
bezahlbares Wohnen. Die Parteien wollen die Koalitionsverhandlungen
bis Sonntag abschließen, haben aber Montag und Dienstag als
Reservetage eingeplant, sollte am Wochenende doch kein Durchbruch
gelingen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8602: Tragisches und Kurioses - 03.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neandertaler waren Beute von Raubtieren

Einer neuen wissenschaftlichen Studie zufolge wurden die Neandertaler 
vor 40.000 bis 50.000 Jahren häufig von großen Raubtieren gefressen. 
Darauf deuten Funde an der Ausgrabungsstätte Pradelles in der Gemeinde 
Marillac-le-Franc im Département Charente in Westfrankreich. Wie die 
Forscher im Fachmagazin Paleo berichten, stammen die dort gefundenen 
Zähne nicht von Tieren, sondern von unserem ausgestorbenen Verwandten. 
Die resistenten Zähne seien von den Fleischfressern wieder 
ausgeschieden worden. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7687: Aus Forschung und Technik - 03.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kosmonauten montierten neue Außenantenne an ISS

Die Kosmonauten Alexander Missurkin und Anton Schkaplerow haben ein
neues Schaltmodul an eine Hochleistungsantenne montiert, mit der
die Kommunikation mit der russischen Flugleitzentrale in Koroljow bei
Moskau verbessert werden soll. Der Einsatz an der Außenhülle des
russischen Swesda-Moduls der Internationalen Raumstation ISS dauerte
mehr als acht Stunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7700: Aus aller Welt - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Venezuelas Präsident Maduro tritt für die PSUV erneut zur Wahl an

In Venezuela hat das Regierungsbündnis Vereinte Sozialistische Partei
Venezuelas (Partido Socialista Unido de Venezuela, PSUV) den
amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro einstimmig zum Kandidaten für
die Präsidentschaftswahl ernannt. Der Urnengang soll noch vor Ende
April stattfinden. Die Opposition hat bislang keinen Gegenkandidaten
aufgestellt. Das wichtigste Oppositionsbündnis Tisch der
demokratischen Einheit (Mesa de Unidad Democrática, MUD) ist nicht
zugelassen. Parteien, die die Regionalwahlen am 10. Dezember
boykottiert hatten, wurden durch die Verfassungsgebende Versammlung
von der Präsidentschaftswahl ausgeschlossen, solange sie sich nicht
erneut als Partei haben registrieren lassen. Der Oberste Gerichtshof
hat zudem Doppelmitgliedschaften bei der Präsidentschaftswahl
ausgeschlossen. Das schließt den MUD von der Wahl aus. Viele
Oppositionspolitiker können an der Wahl nicht teilnehmen, weil sie im
Zusammenhang mit gewalttätigen Protesten zum Sturz der Regierung
Maduro von der Wahl ausgeschlossen sind, sich in Haft befinden oder
sich ins Ausland abgesetzt haben.

Neu im Parteienspektrum des südamerikanischen Landes ist Somos
Venezuela (Wir sind Venezuela). Die Partei ist im vergangenen Jahr
aus einer Bewegung zur Umsetzung staatlicher Sozialprogramme
entstanden. Parteivorsitzende ist Delcy Rodríguez, die amtierende
Präsidentin der Verfassunggebenden Versammlung. Außerdem tritt das
Bündnis Großer Patriotischer Pol (Gran Polo Patriótico, GPP) zur Wahl
an. Laut Maduro unterstützen der GPP und 29 soziale Bewegungen seine
Kandidatur. Die dem GPP angehörende Partei Vaterland für alle (Patria
para Todos, PPT) und die Kommunistische Partei Venezuelas haben noch
nicht entschieden, ob sie Maduro unterstützen.

Die oppositionelle Demokratische Aktion (Acción Democrática, AD)
schickt sich an, den Status als politische Partei zurückzugewinnen.
Das erforderliche Quorum an Unterschriften liegt der
sozialdemokratischen AD offenbar vor. Die rechtspopulistischen
Gruppierungen Zuerst Gerechtigkeit (Primero Justicia, PJ) und
Volkswille (Voluntad Popular, VP) haben die erforderlichen
Unterschriftenlisten noch nicht vorgelegt. Die VP lehnt eine erneute
Registrierung ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7661: Medizin und Gesundheitswesen - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Sterilisationsmethoden im Vergleich

Eigentlich ist die Idee nicht schlecht, statt unter Vollnarkose die
Eileiter abzubinden oder mittels Elektrokoagulation zu durchtrennen,
unter endoskopischer Sicht und ohne Operation zwei Mikrospiralen in
ihre Öffnungen zu setzen. Doch seit ein paar Jahren wird das Risiko
dieser Form der Sterilisation immer wieder in Frage gestellt. Über
8000 Frauen in den USA und anderen Ländern sollen über ungewollte
Schwangerschaften, Unterleibsschmerzen, Migräne, Depressionen,
Allergien und auch Selbstmordversuche berichtet haben. Im Rahmen der
französischen Kohortenstudie wurden Versicherungsdaten von mehr als
100.000 Frauen im Alter von 30 bis 54 Jahren ausgewertet. Sie hatten
zwischen 2010 und 2014 eine der beiden Sterilisationen durchführen
lassen. Es zeigte sich, daß die endoskopisch durchgeführte
Sterilisation im ersten Jahr nach ihrer Anwendung zwar häufiger
Nebenwirkungen zeigte, so daß häufiger eine Nachoperation notwendig
wurde, dafür konnten in den ersten drei Jahren nach dem Einsatz der
Spiralen Schwangerschaften sicherer verhindert werden als bei der
operativen Methode. Ansonsten zeigten beide Methoden gleich hohe
Risiken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7688: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Innenministerium gibt Spionagesoftware FinSpy frei

Das Bundesinnenministerium hat am 10. Januar erstmals den Einsatz der
Spionagesoftware FinSpy erlaubt, wie die Zeitung Die Welt an diesem
Freitag berichtete. Bislang kam der Bundestrojaner nicht zur
Anwendung. Die Malesoftware mußte von dem Münchner Unternehmen
FinFisher GmbH gekauft werden, weil die Bemühungen des
Bundeskriminalamts um eine eigene Spionagesoftware noch nicht zum
gewünschten Erfolg geführt haben. Das BKA hat bei einem finanziellen
Aufwand von angeblich fast sechs Millionen Euro die Remote Control
Interception Software (RCIS) entwickelt, welche in einer ersten
Version im Februar 2016 vom Bundesinnenministerium freigegeben wurde.
Mit RCIS kann bislang nur die Kommunikation über Skype und dann auch
nur unter Windows überwacht werden.

FinSpy wird heimlich auf Smartphones aufgespielt. Dort macht das
Schadprogramm Schnappschüsse vom Display, die dann den
Ermittlungsbehörden zugesandt werden. Diese können also über
Messenger-Dienste wie WhatsApp, Telegram oder Signal versendete
Nachrichten mitlesen, bevor diese verschlüsselt werden. Der
Quellen-Telekommunikationsüberwachung genannte Vorgang greift auf
empfindliche Weise in die Grundrechte der Betroffenen ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7614: Sprache, Kunst und Medium - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Lesefestival der Leipziger Buchmesse wächst wieder kräftig

Die Vorbereitungen für die Leipziger Buchmesse und damit auch für das
dazugehörige Lesefestival "Leipzig liest" laufen auf vollen Touren.
Dabei wird es so viele Leseveranstaltungen in der Stadt geben wie nie
zuvor. Wie MDR KULTUR von den Organisatoren erfuhr, sind in diesem
Jahr etwa 3600 Lesungen und andere Präsentationen geplant. Das seien
etwa zehn Prozent mehr als 2017.

Nach Aussage von Buchmesse-Chef Zille wachse mit jedem neuen
Aussteller, der auf die Messe kommt, auch das Lesefestival. Vor allem
kleinere Verlage sehen darin eine Möglichkeit, sich und ihre Autoren
bekannt zu machen.

Die Leipziger Buchmesse und das Lesefestival finden vom 15. bis 18.
März statt. Schwerpunktland ist diesmal Rumänien.

3. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7678: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Regierung legt Entwicklungsprogramm für kleine Atombomben auf

Die USA-Regierung läßt Nuklearsprengköpfe geringerer Sprengkraft
entwickeln, welche mit Langstreckenraketen von U-Booten aus ins Ziel
gebracht werden können. In Zukunft sollen dazu auch Marschflugkörper
eingesetzt werden. Die sogenannten "mini nukes" haben ein
Zerstörungspotential der Uran- und Plutoniumbomben von Hiroshima und
Nagasaki. Genaue Angaben zur Sprengkraft den neuen Bomben machte das
US-Verteidigungsministerium nicht. Das Pentagon will mit ihnen vor
allem Rußland bedrohen. Moskau soll nicht mehr darauf setzen können,
daß die Amerikaner vor dem Einsatz von Nuklearwaffen zurückschrecken,
weil diese wie die Wasserstoffbombe zu große Verwüstungen anrichten.
Weitere potentielle Gegner, gegen die sich die neuen Atombomben der
USA richten sollen, sind die Volksrepubliken China und Nordkorea.
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POLITIK/7692: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Landesregierung von Niedersachsen plant neues Polizeigesetz

Die Landesregierung von Niedersachsen hat ein neues Polizeigesetz
entworfen, welches umfangreiche Präventionsmaßnahmen gegen sogenannte
Gefährder legalisiert. Bei letzterem handelt es sich um Personen,
denen die staatlichen Organe einen terroristischen Anschlag zutrauen.
Wie das Nachrichtenmagazin Der Spiegel laut Vorabmeldung vom Samstag
unter Berufung auf ein Papier vom 19. Januar berichtete, sollen
Gefährdern in Niedersachsen elektronische Fußfesseln angelegt werden
können. Verdächtige Individuen können auch vorübergehend in
polizeilichen Gewahrsam genommen werden. Außerdem können gegen sie
Hausarrest, Kontaktverbote und Meldeauflagen verhängt werden. Auch
kann ihre Bewegungsfreiheit derart eingeschränkt werden, daß sie
Bahnhöfe und Flughäfen nicht betreten und sich einer Grenze nur bis
auf 30 Kilometer nähern dürfen. Die geplanten Maßnahmen stehen
offenbar nicht unter Richtervorbehalt. Wie der Spiegel schreibt,
liegt die Entscheidung dazu bei der Polizeiführung, die wieder ihre
Entscheidungsbefugnis an den Dienststellenleiter und andere Beamte
abtreten kann. Das Polizeigesetz von Innenminister Pistorius (SPD)
soll noch im laufenden Jahr verabschiedet werden.
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SONSTIGES/7664: Tragisches und Kurioses - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Rios Polizei kommt nicht gegen die Drogenbanden an

In der brasilianischen Metropole Rio de Janeiro will sich die Polizei
offenbar aus 18 der 38 von ihr seit 2008 eingerichteten Stützpunkte in
den Elendsquartieren zurückziehen. Nach Angaben örtlicher 
Medien sollen die damit freiwerdenden personellen und finanziellen 
Ressourcen zur Verstärkung der verbleibenden 20 Wachen genutzt werden.

Die 2008 begonnene Operation in den Favelas ist nach den Olympischen
Spielen 2016 in Rio aus Geldmangel nahezu zusammengebrochen. Mit der
Besetzung sollte vor allem die Herrschaft der bewaffneten
Drogenbanden in Armenvierteln gebrochen werden. Dieser Versuch gilt
als gescheitert.
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SOZIALES/7689: Arbeit, Soziales und Familie - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



DGB-Vorsitzender Hoffmann für erweiterte Mindestlohnberechnung

Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann schlägt vor, den Mindestlohn
nicht allein der Lohnentwicklung, sondern auch der Lage am
Arbeitsmarkt und der außergewöhnlich guten Situation der
Gesamtwirtschaft anzupassen. Dazu sagte Hoffmann den Zeitungen der
Funke-Mediengruppe, auf mittlere Sicht müsse der Mindestlohn
existenzsichernd sein. Laut Statistischem Bundesamt wird der
Mindestlohn bei der nächsten Anpassung von 8,84 Euro auf
voraussichtlich 9,19 Euro angehoben werden. Der Vorschlag dazu kommt
von der mit Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern besetzten
Mindestlohnkommission. Mit Zweidrittelmehrheit kann sie der
Bundesregierung gegenüber eine von der Lohnentwicklung abgekoppelte
Empfehlung aussprechen.
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UMWELT/7672: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Forscher untersuchen Walsterben an US-Ostküste

Wale sind äußerst imposante Tiere. In letzter Zeit kommt es an den
verschiedensten Orten der Welt dazu, daß sie stranden und elend
verenden. So auch an der Ostküste der USA. Seit Januar 2017 wurden an
der US-Atlantikküste vom Bundesstaat Maine im Norden bis nach South
Carolina im Süden 28 Minkwale von der US-Meeresschutzbehörde NOAA
registriert, die dort verendet waren. Laut NOAA ist dieser Wert
doppelt so hoch wie in den anderen Jahren. Im Schnitt werden nur 12
Kadaver pro Jahr gefunden. Bekannt ist, daß viele Wale durch stumpfe
Gewalt starben, was auf Kollisionen mit Schiffen hindeutet. Die
zweithäufigste Todesursache sind Fischernetze, gefolgt von
Infektionen. Um weitergehende Untersuchungen einleiten zu können, hat
die Behörde afp zufolge das Walsterben offiziell als ungewöhnlich
eingestuft. Es soll unter anderem geklärt werden, warum die Wale
vorbeifahrenden Schiffen nicht wie üblich ausweichen. Neben den
Kadavern sollen auch ökologische und umweltbedingte Faktoren
untersucht werden.
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WIRTSCHAFT/7677: Märkte und Finanzen - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Massiver Stellenverlust durch Digitalisierung

Beim Branchenverband Bitkom rechnet man damit, daß durch den Einsatz
von Robotern und Computern in den nächsten fünf Jahren in Deutschland
3,4 Millionen Arbeitsplätze überflüssig werden. Das sind rund zehn
Prozent aller Arbeitsplätze. Bitkom hat dazu 500 deutsche Unternehmen
befragt, wie vorab die Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtete.
Demnach sieht sich jeder vierte Unternehmer mit mehr als zwanzig
Beschäftigten existentiell von der Entwicklung hin zur
Digitalisierung bedroht. Wie viele Arbeitsplätze im Gegenzug
entstehen, kann laut Bitkom noch nicht gesagt werden. Der
Bitkom-Präsident Achim Berg erwartet für die nächsten zwanzig Jahre,
daß die Hälfte der gegenwärtigen Berufsbilder wegfällt. Berg plädiert
dafür, den Stellenverlust durch bedingungslose Grundeinkommen
abzufangen.
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WISSENSCHAFT/7695: Aus Forschung und Technik - 03.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland will Weltraumtourismus ausbauen

Die Pläne liegen schon seit längerem in der Schublade. Jetzt will
Rußland ernst damit machen. Wie aus einer afp-Meldung hervorgeht,
will Rußlands staatlicher Raumfahrtkonzern Energia schon in ein paar
Jahren Weltraumausflüge für Touristen anbieten. Dafür bereitet das
Unternehmen den Bau eines eigens für Weltraum-Urlauber konstruiertes
ISS-Modul vor. Das Modul namens NEM-2 soll vier bis sechs Personen
beherbergen können und unter anderem über Kabinen, zwei Toiletten und
Internet verfügen. Wann dieses fertig sein und in Betrieb genommen
wird, steht aber noch in den Sternen. Angedacht ist, daß die Reisen
rund 80 Millionen Euro kosten werden. Dafür sollen die Touristen für
maximal zehn Tage ins All fliegen können. Rußland hatte im Jahr 2009
den kanadischen Milliardär Gy Laliberté zur ISS transportiert,
wo er damals zwei Wochen verbrachte.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06465: Französisches Fanal (SB)


Im 19. Jahrhundert wurden mehr als zwei Drittel der Turnierpartien mit
dem Königsbauernzug eröffnet. Zum Damenbauer griffen zu jener Zeit nur
wenige Meister, andere Eröffnungszüge hingegen belächelte man bloß.
Alles Denken war auf die Besetzung des Zentrums fixiert. Die Idee der
Flankeneröffnungen steckte noch nicht einmal in den Kinderschuhen.
Auch die Anzahl der Erwiderungen des Nachziehenden auf den Zug 1.e2-e4
war beschränkt, die Dominanz der offenen Spiele stand außer Frage. So
hatten die Französische und Caro-Kann-Verteidigung mit dem Vorurteil
der Minderwertigkeit zu kämpfen. Seltsam, wenn man bedenkt, daß die
Französische Verteidigung, die ihre Namensgebung einer
Fernschachpartie zwischen London und Paris aus dem Jahre 1834
verdankt, zumal in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts durchaus
treue Freunde unter den Meistern hatte. Im Zuge der
Internationalisierung der Turniere und Wettkämpfe überwogen indes die
offenen Spiele mit 1...e7-e5. Ein krasses Beispiel dafür, wie
Modeströmungen und tonangebende Spieler ihrer Zeit den Stempel
aufdrücken können. Anderssen, Steinitz, Tschigorin, um nur einige der
führenden Köpfe jener Ära hervorzuheben, waren keine Freunde der
Französischen Verteidigung, die daher in der Gunst der Spieler
erheblich sank. Erst im Jahrhundert darauf erlebte sie ihre Blüte.
Kortschnoj, Short, Anand, Uhlmann, Waganjan und andere zerstreuten
alle Zweifel an ihrer Ebenbürtigkeit gegenüber den Offenen Spielen. Im
heutigen Rätsel der Sphinx feierte der sowjetische Meister Drejew mit
der Französischen Verteidigung einen excellenten Sieg über seinen
Landsmann Zeschkowski, der mit dem Königsbauern viele hervorragende
Siege erringen konnte. Zeschkowski hatte eine Figur für
Angriffschancen geopfert und zuletzt 1.Dg3-b8 gespielt. In dieser
heißen Phase taktischer Möglichkeiten fand Drejew jedoch eine feine,
entwaffnende Parade, die seinen Sieg sicherstellte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06465: Französisches Fanal (SB)]



Zeschkowski - Drejew

St. Petersburg 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schlimm waren die Folgen von 1.b2-b3? für den sowjetischen Großmeister
Awerbach. Daß gerade er, der mit seinen Mittelspielstudien sehr zur
Entwicklung der Schachstrategie beigetragen hatte, so fehlgriff, läßt
Laien aufatmen: Falsche Entscheidungen kann jeder treffen. Sein
Kontrahent Petrosjan zeigte solche Geistesschwächen selten. Hier
gewann er mit 1...Ta5-a2! 2.Dd1-e1 - 2.Lf3-e2 Da7-c5! und mindestens
der weiße d-Bauer geht drauf - 2...Da7-a5 - es droht vernichtend
3...Lh6-d2 - 3.De1-b1 Ta2-a1 4.Tb4-b5 - 4.Tb4-a4 Da5xa4! - 4...Da5-c3!
und Weiß gab auf, da seine Dame kein Fluchtfeld mehr hatte.



Erstveröffentlichung am 8. Februar 2005
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